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Die neuen Beſtimmungen über die Ausbildung und Prüfung der Anwärter 
für den einfachen mittleren Verwaltungsdienſt vom 8. Januar 1937 
(RMMinAmtsblOtſch Wiſſ. S. 22). 


Von A. Lehmacher, Regierungsoberinſpektor im Reichserziehungsminiſterium 
(Mitglied des Prüfungsausſchuſſes). 


Die Ausbildung und Prüfung der Anwärter 
für den einfachen mittleren Verwaltungsdienſt im 
Geſchäftsbereich des Preußiſchen Miniſteriums 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung er- 
folgte bis zum Erlaß der neuen Beſtimmungen nach 
der Ordnung vom 26. Auguſt 1929 (vgl. Zentrbl. 
f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. S. 294). Dieſe galt nur 
für die dem Miniſterium nachgeordneten preu⸗ 
ßiſchen Dienſtſtellen. Sie war zu einer Zeit 
erlaſſen worden, als dem Miniſterium nur preußiſche 
Behörden und Anſtalten nachgeordnet waren. Dieſer 
Zuſtand änderte ſich mit dem Erlaß vom 1. Mai 
1934 (RG Bl. I S. 365), mit dem ein Reichs⸗ 
miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volfs- 
bildung für das geſamte Erziehungs⸗, Bildungs- und 
Unterrichtsweſen ſowie für die Aufgaben der Wiſſen⸗ 
ſchaft errichtet wurde. In dem darauf folgenden 
Erlaß vom 11. Mai 1934 (RG Bl. I S. 375) wurden 
im einzelnen die auf das Reichsminiſterium für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung aus dem 
Geſchäftsbereich des Reichsminiſteriums des Innern 
übergehenden Aufgaben beſtimmt. Damit wurden 
dem Miniſterium auch reine Reichs dienſtſtellen, 
wie die Phyſikaliſch⸗Techniſche Reichsanſtalt, die 
Chemiſch⸗Techniſche Reichsanſtalt, die Reichsanſtalt 
für Erdbebenforſchung in Jena und das Archäologiſche 
Inſtitut des Deutſchen Reichs, unterſtellt. 

Während nun in dem preußiſchen Ge⸗ 
ſchäftsbereich des Miniſteriums die Ausbildung und 
Prüfung der Anwärter für den einfachen mittleren 
Verwaltungsdienſt nach den Beſtimmungen vom 
26. Auguſt 1929 erfolgte, beſaßen die neu auf⸗ 
genommenen Reichsanſtalten zum Teil eigene Aus⸗ 
bildungs⸗ und Prüfungsordnungen (vgl. z. B. die 
Prüfungsordnung für Verwaltungs⸗ bzw. Re⸗ 
giſtraturbeamtenanwärter der Phyſikaliſch⸗Tech⸗ 
niſchen Reichsanſtalt in Berlin vom 21. Januar 


1927 / 17. März 1927). Die vorher im Geſchäfts⸗ 
bereich des Miniſteriums in dieſer Frage vorhandene 
Einheitlichkeit war ſeitdem nicht mehr vorhanden. 
Ihre Wiederherſtellung ſchien geboten, zumal 
ſchwerwiegende Gründe für die Aufrechterhaltung 
dieſes neuen Zuſtandes nicht vorlagen. Denn 
ebenſo wie die Anwärter des einfachen mittleren 
Verwaltungsdienſtes in den verſchiedenſten preu⸗ 
ßiſchen Verwaltungszweigen, wie z. B. der Wiſſen⸗ 
ſchaftsverwaltung, der Muſeumsverwaltung, der 
Verwaltung der Staatlichen Schlöſſer und Gärten, 
der Verwaltung der Nationalpolitiſchen Erziehungs⸗ 
anſtalten uſw., ihre Prüfung vor einem Prüfungs⸗ 
ausſchuß ablegen konnten, mußte dies auch für die 
Anwärter der neu aufgenommenen Reichsanſtalten 
möglich ſein. Auch die mit der bisherigen Regelung 
gemachten Erfahrungen ſprachen für eine Bei⸗ 
behaltung. Abgeſehen hiervon muß heute der Staat 
jeder Begrenzung des Geſichtskreiſes feiner Be- 
amten entgegenwirken; jedenfalls darf er nicht 
durch eine Spezialiſierung der Ausbildung und 
Prüfung noch zu dieſer Beſchränkung beitragen. 
Dazu tritt die heute zu ſtellende Forderung, daß die 
Beamten einer Laufbahn — zum mindeſten in 
einem Geſchäftsbereich — eine möglichſt einheitliche 
Ausbildung erhalten ſollen, damit ſie aus Gründen 
der Verbilligung der Verwaltung vielſeitig ver⸗ 
wendbar ſind. Dieſe Überlegungen ſowie die Tat⸗ 
ſache, daß verſchiedene Vorſchriften der bisherigen 
Beſtimmungen den neuen Verhältniſſen angepaßt 
werden mußten, führten zu der Aufſtellung neuer 
Grundſätze für die Ausbildung und Prüfung des 
Nachwuchſes für die Laufbahn des einfachen mitt⸗ 
leren Verwaltungsdienſtes. 

Der Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen 
Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung an die Vorſteher der nachgeordneten Reichs- 
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und preußiſchen Dienſtſtellen vom 8. Januar 1937 
— Z Ila 2180/36 W I, W II b, V, Z 1 — (RMin.- 
Amtsbltſch Wiſſ. S. 22) beſtimmt, daß die An- 
wärter für den einfachen mittleren Verwaltungs⸗ 
dienſt ſowohl bei den Reichs⸗ als auch bei den 
preußiſchen Dienſtſtellen ſeiner Verwaltung künftig 
nach den gleichzeitig mit dem Runderlaß ver- 
öffentlichten „Beſtimmungen über die Ausbildung 
und Prüfung der Anwärter für den einfachen 
mittleren Verwaltungsdienſt im Geſchäftsbereich 
des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung“ aus⸗ 
zubilden und zu prüfen ſind. Die bisher für die 
preußiſchen Dienſtſtellen geltenden Beſtimmungen 
vom 26. Auguſt 1929 — A 772. 1. — (Bentrbl. f. d. 
geſ. Unterr.⸗Verw. S. 294) ſowie alle die Aus⸗ 
bildung und Prüfung dieſer Beamten bei den 
nachgeordneten Reichsdienſtſtellen regelnden noch 
beſtehenden Beſtimmungen wurden gleichzeitig auf⸗ 
gehoben. 

Die neuen Ausbildungs⸗ und Prüfungs⸗ 
beſtimmungen bringen einige grundſätzliche Neue⸗ 
rungen bzw. Abweichungen von der bisherigen 
Regelung. 


1. Ausbildung. In dem Geſchäftsbereich 
des Miniſteriums find eine erhebliche Zahl Sekretär⸗ 
ſtellen vorhanden, deren Amtsgeſchäfte in einer 
Verbindung von ſchwierigen und einfachen Büro⸗ 
arbeiten beſtehen. Zum Teil befinden ſich dieſe 
Sekretäre in verantwortlicher Einzelſtellung mit 
weitgehender Selbſtändigkeit (3. B. in der Wiſſen⸗ 
ſchaftsverwaltung). Bei größeren Einzelanſtalten 
müſſen die Sekretäre alle vorkommenden Ex⸗ 
peditions⸗, Rechnungs⸗ und Regiſtraturangelegen⸗ 
heiten erledigen. Nahezu bei allen Dienſtſtellen 
müſſen die Beamten des einfachen mittleren Ver⸗ 
waltungsdienſtes zur Entlaſtung der Beamten des 
gehobenen mittleren Dienſtes herangezogen werden. 
Alle dieſe Tatſachen bedingen eine Ausleſe aus den 
Bewerbern für derartige Beamtenſtellen und eine 
gründliche Ausbildung der Anwärter mit an⸗ 
ſchließender Prüfung, in der ihre Eignung für 
Stellen dieſer Laufbahn feſtgeſtellt werden ſoll. 

Nach den neuen Beſtimmungen müſſen die An⸗ 
wärter für ſämtliche Stellen des einfachen 
mittleren Verwaltungsdienſtes im geſamten 
Geſchäftsbereich nach Ableiſtung einer — in der 
Regel einjährigen — Vorbereitungszeit eine Prüfung 
ablegen. Die mit Erfolg abgelegte Prüfung gilt 
für alle — auch etwa neu hinzutretende — Stellen 
des einfachen mittleren Verwaltungsdienſtes im 
geſamten Geſchäftsbereich. Es wird daher 
Wert darauf gelegt werden müſſen, daß die Aus⸗ 
bildung der Anwärter ſo vorgenommen wird, daß 
dieſe ſpäter nicht nur bei der eigenen Dienſtſtelle, 
ſondern auch bei anderen Stellen des Geſchäfts⸗ 
bereichs Verwendung finden können. Zu dieſem 
Zweck ſoll der Anwärter in allen bei ſeiner Dienſt⸗ 
ſtelle vorhandenen Tätigkeitsgebieten des einfachen 
mittleren Verwaltungsdienſtes ausgebildet werden. 
Der Leiter der Dienſtſtelle hat über den theoretiſchen 
und praktiſchen Ausbildungsgang einen Ausbildungs⸗ 
plan aufzuſtellen und zur Durchführung zu bringen. 
Damit ſoll eine planmäßige und gründliche Aus⸗ 
bildung des Anwärters in der Vorbereitungszeit, 
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in der er jetzt nicht mehr ſich ſelbſt überlaſſen iſt, 
gewährleiſtet werden. Der Dienſtſtellenleiter hat 
ſich während der Vorbereitungszeit des Anwärters 
u. a. auch durch die Abnahme ſchriftlicher Arbeiten 
uſw. dauernd darüber zu unterrichten, ob der An- 
wärter eine für ſeinen Aufgabenkreis ausreichende 
Begabung zeigt und ſich ſeine Ausbildung mit dem 
nötigen Fleiß angelegen ſein läßt. Durch die An⸗ 
fertigung ſchriftlicher Arbeiten unter Aufſicht wird 
der Anwärter zur Weiterarbeit an ſich ſelbſt ge⸗ 
zwungen; er hat dadurch ſchon während der Aus⸗ 
bildung ein Mittel, um ſeine Kenntniſſe und Fähig⸗ 
keiten zu prüfen und ſich ergebende Mängel recht⸗ 
zeitig abzuſtellen. 

Die mannigfaltigen Arbeiten des Dienſtſtellen⸗ 
leiters laſſen es in vielen Fällen nicht zu, daß er 
die praktiſche Ausbildung des jungen Beamten 
ſelbſt in die Hand nehmen kann. Er wird daher 
auf die Mitarbeit ſowohl der höheren Beamten als 
auch der Beamten des gehobenen mittleren Dienſtes 
angewieſen ſein. Auch von dieſen darf erwartet 
werden, daß ſie ſich der gründlichen Ausbildung der 
Anwärter für den einfachen mittleren Verwaltungs⸗ 
dienſt ernſtlich annehmen. Sie könnten durch die 
Veranſtaltung eines regelmäßig — etwa wöchentlich 
ein⸗ bis zweimal — ſtattfindenden Unterrichts den 
in den §§ 8 und 9 der neuen Beſtimmungen um⸗ 
ſchriebenen Stoff mit den Anwärtern durcharbeiten 
und ſie durch Klauſur⸗ und Hausarbeiten auf die 
Prüfung vorbereiten. Das Ziel der Ausbildung iſt, 
einen brauchbaren, beweglichen, für neue Aufgaben 
aufnahmebereiten und „fähigen, tüchtigen, zu⸗ 
verläſſigen und ſchnellen Arbeiter zur weitgehenden 
Entlaſtung der Beamten des gehobenen mittleren 
Verwaltungsdienſtes heranzubilden. 

Gewinnt der Leiter der Dienſtſtelle im Laufe 
der Vorbereitungszeit die Überzeugung, daß der 
Anwärter den Anforderungen nicht genügt und 
auch keine Ausſicht hat, die Prüfung zu beſtehen, 
ſo kann bzw. ſoll er ihn alsbald unter Mitteilung 
der Gründe aus dem Vorbereitungsdienſt entlaſſen. 
Dieſe Folgerung muß unerbittlich gezogen werden, 
ſobald ſich zeigt, daß der Anwärter nicht den An⸗ 
ſprüchen genügt, die der heutige Staat an einen 
Anwärter für die Laufbahn des einfachen mittleren 
Verwaltungsdienſtes ſtellen muß. Das gebietet 
ernſte Pflichtauffaſſung dem nationalſozialiſtiſchen 
Staat — nicht zuletzt aber auch dem Anwärter 
gegenüber. Dieſer wird bei mangelnder Eignung, 
ſelbſt wenn er ſpäter die Prüfung beſtehen ſollte, 
immer durch ſchlechte Leiſtungen auffallen und 
ſowohl ſeiner Dienſtſtelle als auch feinen Mit- 
arbeitern nur eine Laſt bedeuten. Ob dieſer Zuſtand 
ihn auf die Dauer ſelbſt befriedigt, muß zum 
mindeſten in Zweifel gezogen werden. In der 
Laufbahn des unteren Dienſtes würde er vielleicht 
eher ſeinen Mann ſtehen. Damit wäre ihm und 
auch dem Staat beſſer gedient. 

Bei dem Dienſtſtellenleiter liegt hiernach die 
Verantwortung, dem Staat einen brauchbaren Be- 
amten zuzuführen. Er wird dieſe für eine weit⸗ 
ſchauende und geſunde Perſonalpolitik außer⸗ 
ordentlich wichtige Aufgabe in voller Erkenntnis 
ihrer großen Bedeutung wahrnehmen müſſen. 
Keinesfalls darf die Auffaſſung vertreten werden, 
daß man dem Anwärter den Zugang zur Prüfung 
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nicht erſchweren und ihm die Möglichkeit geben ſoll, 
durch Beſtehen der Prüfung in ſeiner Laufbahn 
aufzurücken. Auch ſoll man nicht etwa erwarten, 
daß der Anwärter vielleicht doch bei anderen Dienſt⸗ 
ſtellen des Geſchäftsbereichs noch in einer Stelle 
ſeiner Laufbahn zu verwenden wäre. Das iſt in 
der Regel nicht der Fall. (Die Gründe hierfür dar- 
zulegen, liegt nicht im Rahmen dieſer Ausführungen.) 
Mitleid aus rein menſchlichen Gründen iſt hier fehl 
am Platze und muß höheren Staatsintereſſen 
gegenüber zurückſtehen. Nur ein Blick in die 
Perſonalhaushalte der einzelnen Dienſtſtellen des 
Geſchäftsbereichs lehrt, daß ſie nicht gerade reichlich 
mit Beamten des gehobenen und des einfachen 
mittleren Verwaltungsdienſtes beſetzt ſind. Die 
Folge iſt, daß es auf jeden einzelnen Beamten 
dieſer Art bei ſeiner Dienſtſtelle ankommt. Schon 
ein Verſager kann bei dem verhältnismäßig 
geringen Perſonalbeſtand die Aufrechterhaltung 
eines geordneten Dienſtbetriebes in Frage ſtellen, 
wenn dazu natürliche Ausfälle eintreten, wie 
Urlaubsgewährung wegen Krankheit, zur Erholung, 
für Partei- oder militäriſche Zwecke uſw. Wie die 
Dienſtſtellenleiter gerade in dieſen Fällen auf jeden 
einzelnen Bürobeamten angewieſen ſind, wiſſen 
die Betroffenen ſelbſt am beſten. Schon dieſe Tat⸗ 
ſache müßte Veranlaſſung geben, bei mangelnder 
Eignung des Anwärters die für dieſen Fall vor- 
geſehene Entſcheidung zu treffen. 

Die Verantwortlichkeit des Dienſtſtellenleiters 
für die Ausbildung der Anwärter wird auch an 
anderen Stellen der neuen Beſtimmungen deutlich 
erkennbar. Hat der Anwärter feine einjährige Vor- 
bereitungszeit beendet, wird der Dienſtſtellenleiter 
ſich ſchlüſſig werden müſſen, ob er den Antrag des 
Anwärters auf Zulaſſung zur Prüfung befürwortet 
oder nicht. Einen völligen Mangel an Eignung 
wird er wohl regelmäßig in der erſten Hälfte der 
Vorbereitungszeit erkannt und die Folgerung daraus 
pflichtgemäß gezogen haben. Am Ende der Vor- 
bereitungszeit wird es dann noch darauf ankommen, 
gewiſſenhaft zu prüfen, ob der Anwärter genügend 
vorbereitet erſcheint. Verneinendenfalls wird der 
Dienſtſtellenleiter dies mit der Vorlage des Antrages 
des Anwärters auf Zulaſſung zur Prüfung in ſeinem 
Bericht an den Miniſter zum Ausdruck bringen. In 
dieſem Falle iſt vorgeſehen, daß der Miniſter den 
Anwärter der bisherigen Dienſtſtelle zur Fortſetzung 
der Vorbereitung auf höchſtens ſechs Monate wieder 
zur Verfügung ſtellen kann. Auch während dieſer 
Zeit kann der Dienſtſtellenleiter den Anwärter ent⸗ 
laſſen, wenn er zu der Erkenntnis kommt, daß der 
Anwärter für ein Amt des einfachen mittleren 
Dienſtes unbrauchbar iſt. 

Bei der Vorlage des Antrages des Anwärters 
auf Zulaſſung zur Prüfung an den Miniſter hat der 
Dienſtſtellenleiter eine Darſtellung des Ausbildungs- 
ganges zu geben und über die Bewährung des 
Anwärters im praktiſchen Dienſt und über ſeine 
Eignung nach Perſönlichkeit (nationalſozialiſtiſche 
Einſtellung, Charakter uſw.) und Befähigung für 
ein Amt ſeiner Laufbahn zu berichten. Dieſer 
Bericht iſt die Grundlage für die Entſcheidung des 
Miniſters, ob der Anwärter zur Prüfung zugelaſſen 
wird oder zur Fortſetzung ſeiner Vorbereitung der 
bisherigen Dienſtſtelle wieder überwieſen wird. 


2. Prüfungsausſchuß. Um den be⸗ 
ſonderen Belangen ſowohl der Reichs- als auch der 
preußiſchen Dienſtſtellen des Geſchäftsbereichs Rech⸗ 
nung zu tragen, iſt je ein Prüfungsausſchuß für die 
Anwärter für Stellen des einfachen mittleren Ver⸗ 
waltungsdienſtes im Reichs dienſt und impreu⸗ 
ßiſchen Dienſt gebildet worden. Der Vorſitzende, 
ein höherer Verwaltungsbeamter, führt den Vorſitz 
in beiden Ausſchüſſen; darin liegt die Gewähr, daß 
die Prüfungen nach gleichen Geſichtspunkten ab⸗ 
gehalten werden. Aus der Zahl der vom Miniſter 
ernannten Beiſitzer beruft der Vorſitzende für jede 
Prüfung drei Beiſitzer, und zwar einen Beamten 
des gehobenen mittleren Dienſtes, einen Verwalter 
einer ſtaatlichen Kaſſe und einen Beamten des 
einfachen mittleren Verwaltungsdienſtes. Darüber 
hinaus kann der Vorſitzende, wenn es ihm nach dem 
Tätigkeitsgebiet der Vorbereitungsdienſtſtelle des 
Prüflings zweckmäßig erſcheint (wie es z. B. bei 
Beamtenanwärtern der Kloſterkammerverwaltung 
in Hannover u. ä. in Frage kommen könnte), beim 
Miniſter beantragen, den Prüfungsausſchuß für 
eine einzelne Prüfung durch einen Beamten des 
gehobenen oder des einfachen mittleren Dienſtes 
dieſer Dienſtſtelle zu ergänzen. Damit iſt gewähr⸗ 
leiſtet, daß der Anwärter auch auf den in ſeiner Ver⸗ 
ee eigentümlichen Aufgabengebieten geprüft 
wird. 

Endlich hat in Durchführung des Führergrund— 
ſatzes die Stellung des Vorſitzenden im Prüfungs- 
ausſchuß eine Stärkung erfahren. Das Prüfungs- 
ergebnis beſchließt künftig nicht mehr der Ausſchuß; 
es entſcheidet jetzt der Vorſitzende nach Beratung 
mit den Beiſitzern auf Grund des geſamten Er- 
gebniſſes, ob die Prüfung beſtanden iſt oder nicht 
und welches Geſamturteil (ausreichend, gut oder 
ſehr gut) gegeben wird. 


3. Prüfung. Die Prüfungen werden zu 
Beginn eines jeden Vierteljahrs abgehalten. Sie 
beſtehen aus einem ſchriftlichen und einem münd⸗ 
lichen Teil. Im nationalſozialiſtiſchen Staat muß 
in einer Prüfung auch feſtgeſtellt werden, ob und 
wieweit ſich der Anwärter für ein öffentliches 
Amt mit dem Gedankengut des National- 
ſozialismus vertraut gemacht hat. Daher wurde 
als neues Prüfungsfach die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung in die Beſtimmungen auf- 
genommen. 

In der ſchriftlichen Prüfung ſoll feſt⸗ 
geſtellt werden, ob der Prüfling über die not⸗ 
wendigen Fachkenntniſſe und über eine klare Urteils⸗ 
fähigkeit verfügt. Die erſte ſchriftliche Aufgabe ſoll 
in der Anfertigung eines Aufſatzes beſtehen, deſſen 
Thema dem Gebiete der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung oder der Geſchichte des deutſchen 
Volkes entnommen iſt. In dem Aufſatz ſoll der 
Prüfling gleichzeitig dartun, daß er Sicherheit in 
der Rechtſchreibung und im Gebrauch der Satz⸗ 
zeichen beſitzt und imſtande iſt, eine Sache in an⸗ 
gemeſſener Form überſichtlich, folgerichtig und klar 
darzuſtellen. Die übrigen zu löſenden ſchriftlichen 
Aufgaben werden den Tätigkeitsgebieten eines 
Beamten des einfachen mittleren Verwaltungs⸗ 
dienſtes — nach Möglichkeit unter Anpaſſung an 
die Aufgaben der Vorbereitungsdienſtſtelle des 
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Prüflings — entnommen werden. Der Prüfling 
ſoll an dieſen Aufgaben nachweiſen, daß er die den 
Geſchäftsgang ſeiner Dienſtſtelle regelnden Vor⸗ 
ſchriften kennt, daß er imſtande iſt, uͤber ein Vor⸗ 
kommnis bei der Dienſtſtelle eine Niederſchrift auf⸗ 
zunehmen, aus der die für die Beurteilung des 
Falles wichtigen Merkmale klar zu erſehen ſind, 
daß er einfache Rechnungsſachen aus Gebieten der 
allgemeinen Verwaltung, bei denen keine beſonderen 
haushaltsrechtlichen oder geſetzlichen Beſtimmungen 
zu beachten ſind, richtig bearbeiten kann, daß er 
Lohn⸗ und andere Liſten aufzuſtellen, Inventarien⸗ 
und Materialienbücher ſowie Geſchäftstagebücher 
zu führen verſteht. Von Anwärtern des Kaſſen⸗ 
dienſtes ſind mindeſtens drei Aufgaben den Sonder⸗ 
gebieten der Kaſſenverwaltung zu entnehmen. Dem 
Prüfling ſoll darin Gelegenheit gegeben werden, 
nachzuweiſen, daß er die einfacheren Vorſchriften 
über Kaſſen⸗ und Buchführung, Abſchlußweſen und 
Rechnungslegung beherrſcht. Werden ſämtliche 
ſchriftlichen Arbeiten oder der größere Teil von 
ihnen vom Prüfungsausſchuß mit „nicht aus⸗ 
reichend“ beurteilt, ſo gilt die Prüfung als nicht 
beſtanden. In dieſen Fällen unterbleibt die münd⸗ 
liche Prüfung. 

In der mündlichen Prüfung ſoll feſt⸗ 
geſtellt werden, ob der Prüfling die von einem 
Beamten des einfachen mittleren Verwaltungs⸗ 
dienſtes zu fordernde allgemeine Bildung beſitzt, 
ob er mit den Grundzügen der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung und Staatsführung (wozu als 
Grundlage dient: Adolf Hitler „Mein Kampf“, das 
Programm der NSDAP., die Aufbaugeſetze des 
Dritten Reichs und die ſonſtigen grundſätzlichen 
Erklärungen des Führers) vertraut iſt, ob er in 
großen Zügen die Organiſation der Reichs⸗ und 
der preußiſchen Verwaltung kennt, ob er über die 
bei Erledigung der Verwaltungsgeſchäfte ſeiner 
Dienſtſtelle in Betracht kommenden Behörden und 
Anſtalten und deren Zuſtändigkeiten im allgemeinen 
unterrichtet iſt, ob ihm in den Grundzügen die Be⸗ 
ſtimmungen über das Beamtenrecht leinſchließlich 
Dienſtſtrafrecht), das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen, 


Bücher und 


Deutſche Mundartenkunde. 
Von Annelieſe Bretſchneider. 


Marburg 1934, N. G. Elwertſche Verlags⸗ 
buchhandlung (G. Braun). 


104 Seiten. Preis 2,75 RM. 


Die Verfaſſerin gibt auf gedrängtem Raume 
eine überſichtliche gemeinverſtändliche Darſtellung 
des heutigen Standes der deutſchen Mundarten- 
forſchung, zu der ſie durch langjährige Mitarbeit 
am Deutſchen Sprachatlas in der Marburger Zentral⸗ 


das Verwaltungszwangsverfahren, das Tarif- und 
Lohnweſen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter 
ſowie die für deren Bezüge weiterhin in Betracht 
kommenden Beſtimmungen, z. B. über das Ver⸗ 
fahren beim Steuerabzug vom Arbeitslohn, über 
die Kranken⸗, Arbeitsloſen⸗, Angeſtellten⸗ und In⸗ 
validenverſicherung, über die Zuſatzverſorgung uſw., 
bekannt ſind. 


Iſt die Prüfung nicht beſtanden, ſo wird dem 
Prüfling mitgeteilt, welche Lücken er in den einzelnen 
Prüfungsgebieten gezeigt hat. Der Miniſter ent⸗ 
ſcheidet in dieſem Falle, ob der Prüfling ſich weiter 
vorzubereiten hat, um ſich dann von neuem zur 
Prüfung zu melden, oder ob er als Anwärter für 
den einfachen mittleren Verwaltungsdienſt aus⸗ 
ſcheiden muß. Die weitere Vorbereitungszeit ſoll 
höchſtens ſechs Monate dauern. Beſteht der 
Anwärter auch die wiederholte Prüfung nicht, 
ſo hat er ohne weiteres als Anwärter für den 
einfachen mittleren Verwaltungsdienſt im Bereich 
des Miniſteriums auszuſcheiden. Für eine kurze 
Übergangszeit wird eine allzu ſtrenge Handhabung 
der Beſtimmungen wohl nicht zu erwarten ſein. 


Der Prüfling erhält über die beſtandene Prüfung 
ein Zeugnis unter Angabe des Geſamturteils nach 
vorgeſchriebenem Muſter. 


Rückblickend iſt feſtzuſtellen, daß die neuen Be⸗ 
ſtimmungen über die Ausbildung und Prüfung der 
Anwärter für den einfachen mittleren Verwaltungs⸗ 
dienſt im Geſchäftsbereich des Reichs⸗ und Preu⸗ 
ßiſchen Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung vor allem dazu dienen ſollen, die 
Ausbildung der Beamten dieſer Laufbahn gründ⸗ 
licher zu geſtalten, um die Leiſtungsfähigkeit dieſer 
Beamten zum Nutzen von Volk und Staat zu 
ſteigern. Werden dieſe Beſtimmungen von allen, 
die mit ihnen in Berührung kommen, pflichtgemäß 
ſtreng und ernſt behandelt, ſo iſt ein Schritt getan, 
der ſich ſowohl für die Dienſtſtellen des geſamten 
Geſchäftsbereichs als auch für die Beamten des 
einfachen mittleren Verwaltungsdienſtes erfolgreich 
auswirken wird. 


Zeitſchriften. 


ſtelle engſte Beziehung hat. Das Buch iſt un⸗ 
abhängig von der gleichzeitig erſchienenen ſyſte⸗ 
matiſchen „Deutſchen Mundartforſchung“ von 
Adolf Bach entſtanden und ergänzt dieſe Ver⸗ 
öffentlichung in glücklicher Weiſe. Der erſte Abſchnitt 
beſchreibt kurz und treffend das Weſen der Mundart: 
ihre große Bedeutung als Merkmal des Volkstums, 
als Quelle völkiſch⸗ſeeliſcher Kraft, den hohen Dienſt, 
den ſie für die Erhaltung des Volksbewußtſeins und 
der völkiſchen Geltung in der Heimat und in der 
Fremde leiſtet, ihre verbindende, den Klaſſengeiſt 
überwindende Macht. Um aller dieſer wichtigen 
Amter der Mundart willen iſt ihre Pflege hohe 
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Pflicht jedes Volksgenoſſen und insbeſondere jedes 
Erziehers. 

Der zweite Abſchnitt beleuchtet das Gefüge der 
Mundart von verſchiedenen Seiten. Er grenzt 
Mundart, Schriftſprache, Hochſprache und Umgangs⸗ 
ſprache ſehr glücklich voneinander ab und ſtellt in 
gut ausgewählten Beiſpielen das Sprachleben dar, 
das innerhalb der einzelnen Mundarten, zwiſchen 
näher und weiter benachbarten Mundarten und 
zwiſchen den Mundarten und den Hochformen der 
Sprache webt. Gleichzeitig führt er in die dialekt⸗ 
geographiſche Methode ein und ſtellt die grund⸗ 
ſätzlich neue Sicht in der deutſchen Mundartforſchung 
dar, die ſie gebracht hat. 

Der dritte Abſchnitt, der etwa die Hälfte des 
Geſamtumfangs des Buches einnimmt, gibt einen 
durch gute Kartenſkizzen ergänzten Überblick über 
die deutſchen Mundarten auf Grund der ſprach— 
geographiſchen Forſchung. Er ſtellt das Gegenſpiel 
zwiſchen den Mundartraum formenden Kräften des 
einzelnen politiſchen und kulturellen Einflußgebiets 
und den Mundartraum ſprengenden Kräften der 
Verkehrsachſen, inſonderheit der großen ſchiffbaren 
Flüſſe, heraus und bringt trotz ſeiner Kürze das 
Weſentliche, was die Forſchung an ſprachformenden 
Kräften im einzelnen aufgedeckt hat. 

Ein geſchichtlicher Rückblick auf die deutſche 
Mundartforſchung und ein ausführliches Quellen- 
verzeichnis ergänzen das Buch. Es iſt ein aus⸗ 
gezeichnetes Hilfsmittel für jeden, der ſich, ohne 
Fachmann zu ſein, in den Dienſt der Sprache und 
ihrer Mundarten ſtellen will, und ſollte jedem 
deutſchen Lehrer zur Verfügung ſtehen. 


Schneidemühl. G. Ferchland. 


Kultur⸗ und Wirtſchaftserdkunde für Wirtſchafts⸗ 
ſchulen, Beamtenſchulen und verwandte Lehr⸗ 
anſtalten. 


Von K. Bartling. 
17. Auflage. 


Leipzig 1936, Verlag Lift & von Breſſensdorf. 
260 Seiten. Preis 2,60 RM. 


In gefälliger Form und überſichtlicher An⸗ 
ordnung werden der Lebensraum des deutſchen 
Volkes, die Verkehrsländer Deutſchlands und 
ſchließlich das deutſche Volk und ſeine Leiſtungen 
dargeſtellt. Ein Anhang bringt die wichtigſten Roh⸗ 
ſtoffe in der Weltwirtſchaft, die Großſtädte der Erde 
und den deutſchen Außenhandel 1935. Das Bild- 
und Kartenmaterial iſt reichhaltig, wenn auch zum 
Teil veraltet. Die geopolitiſchen Fragen ſind überall 
berückſichtigt. 

Das Wertvolle an dem Buche iſt, daß das deutſche 
Volk bewußt in den Mittelpunkt geſtellt iſt und 
dem Leſer ein anſchauliches und mit großer Liebe 
gezeichnetes Bild von der Bedeutung Deutſchlands 
im Weltverkehr gebracht wird. Wo immer ſich die 
Möglichkeit bot, iſt die deutſche Geſchichte bis in 


die jüngſte Gegenwart berückſichtigt und dabei die 
Bedeutung des Nationalſozialismus für das deutſche 
Volk dargetan. 

Alles in allem ſtellt das Buch den dankenswerten 
Verſuch dar, auf dem bearbeiteten Gebiet den 
Forderungen unſerer Zeit gerecht zu werden. Und 
man kann ſagen, daß dieſer Verſuch im weſentlichen 
gelungen iſt. 


Berlin. Erich Behrendt. 


Grundlagen, Aufbau und Wirtſchaftsordnung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates. 


Herausgegeben von Lammers und Pfundtner. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin. 


Band 1 Gruppe 1 Heft 7: 
Organiſatoriſcher Aufbau der NSDAP. 
Von Miniſterialrat Fabricius. 
1936. 44 Seiten. 


Der Verfaſſer gibt hier einen guten Überblick 
über den Aufbau der Partei. Auch die Organiſation 
der NSDAP. it nicht Selbſtzweck. Sie hat den 
Lebenserforderniſſen des deutſchen Volkes zu dienen. 
Da dieje dauernd im Fluß find, wird der organi- 
ſatoriſche Aufbau der Partei niemals zu einem 
endgültigen Abſchluß kommen. Vollendung würde 
hier Erſtarrung, Tod bedeuten und die Partei dann 
nicht mehr in der Lage ſein, die ihr vom Führer 
zugewieſenen Aufgaben zu erfüllen. Die Macht⸗ 
übernahme durch die NSDAP. iſt nur dann 
geſichert, wenn die nationalſozialiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung ſich auf allen Lebensgebieten reſtlos 
durchgeſetzt hat. 


Band 1 Gruppe 2 Heft 12: 


Bevölkerungs⸗ und Raſſenpolitik. 
Von Miniſterialdirektor Gütt. 
34 Seiten. 


Von berufener Seite werden hier die Maß⸗ 
nahmen des nationalſozialiſtiſchen Staates auf dem 
Gebiete der Bevölkerungspolitik dargelegt. Der 
Verfaſſer zeigt die Verſäumniſſe der vergangenen 
Zeit und gleichzeitig die Richtlinien für die künftige 
Arbeit auf. 


Band 2 Gruppe 2 Heft 32: 


Recht der Perſon. 
Von Profeſſor Hedemann. 
1937. 20 Seiten. 

Der Verfaſſer gibt hier in leichtverſtändlicher 
Form einen Überblick über dieſes Rechtsgebiet, das 
bisher noch verhältnismäßig wenig in ſeinen Grund⸗ 
lagen durch die nationalſozialiſtiſche Revolution ver⸗ 
ändert worden iſt. 
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Band 3 Beitrag 59: 


Arbeits dienſt. 
Von Reichsarbeitsführer Hierl. 
12 Seiten. 


„Der Verfaſſer gibt zunächſt einen kurzen Überblick 
über die Organiſation des Arbeitsdienſtes, um dann 
die erzieheriſchen Aufgaben und an Hand einer Reihe 
von Beiſpielen die volkswirtſchaftliche Rentabilität 
des Arbeitsdienſtes aufzuzeigen. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Das Reichsbeſoldungsgeſetz in der vom 1. April 
1936 ab für die Beamten des Reichs, Preußens 
und der preußiſchen Gemeinden geltenden Faſſung, 
kurz erläutert, mit den Durchführungs⸗ und ber⸗ 
leitungsbeſtimmungen. 


Von Dr. Dr. Neubauer. 
Berlin⸗Südende 1936, Wirtſchaftsverlag A. Sudau 
G. m. b. H. 


258 Seiten. In Leinen 4,30 RM. 


Das vorliegende Erläuterungswerk enthält außer 
den Beſtimmungen für die Beſoldung der Reihs- 
beamten eine Darſtellung der Dienſtbezüge der 
preußiſchen Beamten. Es werden die Beſoldungs⸗ 
vorſchriften, die drei Gehaltskürzungsverordnungen 
nebſt Durchführungsbeſtimmungen und die An⸗ 
gleichungsgeſetze des Reichs und Preußens wieder⸗ 
gegeben. Beſonders hervorzuheben iſt die Gegen⸗ 
überſtellung der Beſoldungsordnungen des Reichs 
und Preußens. Die zahlreichen Tabellen der Jahres⸗ 
und Monatsbeträge der Grundgehälter erleichtern 
die Überſichtlichkeit der Beſtimmungen. Weiter 
bringt das Werk die Beſtimmungen über die Unter⸗ 
haltszuſchüſſe, die Diäten der außerplanmäßigen 
Beamten und die Vergütung der Verſorgungs⸗ 
anwärter während der Probedienſtleiſtung. Im 
ganzen ein Buch, das geeignet iſt, der Praxis beſtens 
zu dienen. Wegen der inzwiſchen ergangenen 
weiteren Anderungen des Beſoldungsgeſetzes wäre 
eine Ergänzung oder Neuauflage des Werkes zu 
begrüßen. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Die Rohſtoffgebiete des tropiſchen Afrika. 
Von Leo Waibel. 


Leipzig 1937, Verlag Bibliographiſches Inſtitut. 


Auf dem Umſchlagband wird das Buch als 
„Standardwerk über die afrikaniſchen Tropen“ 
bezeichnet. Der Gegenſtand iſt von größter 
Gegenwartsbedeutung. Der Verfaſſer gibt eine 
ausführliche wirtſchaftsgeographiſche Darſtellung des 
tropiſchen Afrika als kolonialen Wirtſchaftsraumes 


vom Standpunkt des weißen Mannes aus geſehen. 
Jugleich weiſt er darauf hin, daß für eine koloniale 
Betätigung Deutſchlands im weſentlichen — außer 
Südweſtafrika — nur die Tropen in Betracht kämen. 
Das deutſche Kolonialproblem ſei ein Tropen⸗ 
problem. 

Waibel hat eine Menge wirtſchaftlichen Materials 
verarbeitet. Seine gleichzeitig hiſtoriſche Be⸗ 
trachtungsweiſe ermöglicht es zudem, Vergleiche 
darüber anzuſtellen, was die Kolonialſtaaten aus 
ihrem Kolonialbeſitz herauszuholen verſtanden haben, 
immer im Verhältnis zu dem natürlichen Reichtum 
der betreffenden Gebiete. Dabei iſt beſonders auf⸗ 
fällig und für den deutſchen Kolonialanſpruch von 
Bedeutung das Ergebnis, daß die Entwicklung der 
deutſchen Kolonien zu Kriegsbeginn in keiner Weiſe 
hinter derjenigen der älteren und reicheren Kolonial⸗ 
ſtaaten zurückſtand. Vielmehr war die deutſche 
Plantagenwirtſchaft in Kamerun zu Beginn des 
Weltkrieges die einzige auf dem afrikaniſchen Feſt⸗ 
land. Die Wirtſchaft aller übrigen, zum Teil viel 
reicheren Kolonien, wie Nigeria, Goldküſte, 
Elfenbeintüſte, beruhte auf Eingeborenenwirtſchaft 
und mittleren Pflanzungen. Die Geſamtdarſtellung 
in dieſem Buche bietet ferner die Möglichkeit zu 
beweiſen, daß die ehemaligen deutſchen Kolonien 
durch ihren Rohſtoffreichtum und ihre wirtſchaftlichen 
Möglichkeiten Deutſchland wohl nützen, den un- 
geheuren Rohſtoffreichtum, den die Mandatsländer 
in ihren übrigen Kolonien beſitzen, aber nicht 
weſentlich ſchmälern würden. Der Verfaſſer ver⸗ 
fällt auch nicht in den Fehler mancher Schriftſteller 
der Vorkriegszeit, die ehemaligen deutſchen Kolonien 
im tropiſchen Afrika als Maſſenſiedlungsländer zu 
empfehlen. Dazu eignen ſie ſich ihren klimatiſchen 
Vorausſetzungen nach nicht. 


Berlin. Dr. Coulon. 


Die unter Nr. 10, 20 und 21 im Deutſchen 
Gemeindeverlag G. m. b. H. erſchienenen Kom⸗ 
munal⸗Schriften von 


Steffens: Führer für die Vollſtreckungs⸗ 
behörden, 

Berthold: Führer durch das gemeindliche 
Steuerrecht und 


Fuchs: Kommunalabgabengeſetz, 


bringen in leichtverſtändlicher Sprache einen guten 
Überblick über die in ihnen dargeſtellten Sachgebiete. 
Der „Führer durch das gemeindliche Steuerrecht“ 
unterrichtet über die einzelnen gemeindlichen Steuer⸗ 
arten und erörtert insbeſondere auch den Gang 
des Veranlagungsverfahrens und der Rechtsmittel. 
In dem „Führer für die Vollſtreckungsbehörden“ 
ſind die für das geſamte Vollſtreckungsweſen ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriften nach ihrem neueſten Stande 
wiedergegeben. Durch kurze Erläuterungen der 
maßgebenden Beſtimmungen wird dem Leſer, auch 
wenn er nicht juriſtiſch vorgebildet iſt, ein an⸗ 
ſchauliches Bild über die Bedeutung und Auswirkung 
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der einzelnen Beſtimmungen gegeben. Das „Kom⸗ 
munalabgabengeſetz“ enthält eine auch dem Fach⸗ 
mann erwünſchte Wiedergabe des Geſetzes in der 
zur Zeit gültigen Faſſung. Durch die Mitteilung 
der Ausführungsanweiſung und durch das in 
den Anmerkungen wiedergegebene umfangreiche 
Material wird das Werk zu einem willkommenen 


Hilfsmittel bei der Bearbeitung einſchlägiger 
kommunaler Fragen. 
Berlin. Kohlbach. 


Jahrbuch der Lehrer der höheren Schulen 1937/38. 
(Kunzes Kalender, 44. Jahrgang.) 


Die Fragebogen für den 44. Jahrgang ſind 
gemäß Miniſterialerlaß vom 10. Januar 1935 
— E12 1/35 — Ende April an die Direktoren 
(Direktorinnen) aller preußiſchen höheren Lehr- 
anſtalten verſandt worden. Um Rückſendung der 
Liſten bis 10. Mai wird dringend gebeten. Sollten 
die als Druckſache verſandten Fragebogen nicht 
überall in die Hände der Direktoren (Direktorinnen) 
gelangt ſein, ſo wird gebeten, neue Vordrucke vom 
Verlag (Trewendt & Granier, Breslau 1, Albrecht- 
ſtraße 15) oder vom Herausgeber (Dr. Simon, 
Berlin-Steglitz, Breite Straße 1) anzufordern. 


Beamten⸗Jahrbuch 1937 Heft 1—3. 
Verlag Beamtenpreſſe G. m. b. H., Berlin. 
Bezugspreis 1,50 RM vierteljährlich (3 Hefte). 

Das „Beamten-Jahrbuch“, die wiſſenſchaftliche 
Monatsſchrift für das deutſche Berufsbeamtentum, 


die der Reichsbund der Deutſchen Beamten ge- 
meinſam mit dem Reichsverband Deutſcher Ver— 


waltungs⸗ Akademien herausgibt, liegt jetzt im 
24. Jahrgang vor. Es hat ſich ſeit Jahren der 
Förderung der Beamtenrechtswiſſenſchaft und -praris 
gewidmet und will dies, noch dem Erlaß der 
beiden neuen Beamtengeſetze, nunmehr noch in 
erweitertem Maße tun. Davon zeugen ſchon die 
beiden letzten Hefte vom Februar und März 1937. 
Miniſterialrat Dr. Fiſchbach berichtet über die 
Entſtehungsgeſchichte des Deutſchen Beamtengeſetzes 
vom 26. Januar 1937 und gibt einen kurzen Geſamt⸗ 
überblick über deſſen Inhalt, Miniſterialrat Dr. 
Wittland ſchildert in gleicher Weiſe Entſtehung 
und Inhalt der neuen Reichsdienſtſtrafordnung. 
Regierungsrat Dr. Behnke behandelt die Be- 
deutung vordienſtlicher Verfehlungen für das Be⸗ 
amtenverhältnis und zeigt an Hand der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der neuen Reichsdienſtſtrafordnung, daß 
in Zukunft für den Begriff des „vordienſtlichen 
Dienſtvergehens“ kein Raum mehr iſt. Amts⸗ 
gerichtsrat Dr. Koenig unterſucht die Frage der 
Einſicht in Perſonalakten im Dienſtſtrafverfahren, 
die, ſoweit die Perſonalakten im engeren Sinne in 
Betracht kommen, auf jeden Fall zu vermeiden iſt. 
Daneben werden die Monatsüberſichten über die 
Geſetzgebung des neuen Deutſchland fortgeſetzt. 
Das Jahrbuch enthält weiter fortlaufend Tätigkeits⸗ 
berichte der im Reichsverband Deutſcher Ver- 
waltungs⸗Akademien zuſammengeſchloſſenen Ver⸗ 
waltungsakademien, dazu (im Februarheft) einen 
Überblick über die Entwicklung der Beamten⸗ 
hochſchulbewegung im Jahre 1936 aus der Feder 
des Geſchäftsführers des Reichsverbandes, Dr. 
Müßigbrodt. 


Berlin. Dr. Zſchucke. 


Berichtigung. 


Die Beſprechung der Zeitſchrift „Die Wehrmacht“ 
auf Seite 84*/1937 des nichtamtlichen Teiles iſt 
durch Dr. Boy e, nicht durch Dr. Benze erfolgt. 


Anzeigenteil 


Flugnhysik ist das Gebot der Stunde! 


In Erkenntnis der Wichtigkeit des Flugwesens hat Hermann Göring als Luftfahrtminister 
Deutschlands Luftwaffe neu geschaffen sowie die Handelsluftfahrt weiter ausgebaut. Dafür 


ist ein Haupterfordernis, den Nachwuchs an fliegerisch geeigneten Kräften sicherzustellen. 


Die Schule ist die geeignete Stätte, um die Vorarbeit zu leisten. Diese 


FLUGLEHRE 


von Diplom-Ingenieur Walther E. Schulze 


kommt den Absichten des Staates entgegen, der den Unterricht über das Flugwesen in 
großem Maße in den Lehrplan einbeziehen will. Das völlige Verständnis für die Fliegerei 
erfordert eine weitgehende theoretische Vorbildung auf physikalischen und technischen Ge- 
bieten. Der Verfasser, der an der Höheren Technischen Staatslehranstalt in Idstein (Taunus) 
als Studienrat tätig ist, gibt in diesem für Schulzwecke berechneten Buch eine erste 
theoretische Einführung in das Gebiet der Fluglehre. Das Werk ist systematisch auf den 
physikalischen Grundlagen aufgebaut und erleichtert damit das Verständnis für den Schüler 


außerordentlich. 


a. Querruder 
b. Höhenruder 
. Seitenruder K 
. Höhen-Leitflosse A 


Leitwerk des Flugzeuges. 
Abbildung aus Schulze „Fluglehre“ 


Aus dem Inhalt: 1. Die Luftfahrzeuge. Luftfahrzeuge leichter als Luft. Luftfahrzeuge 
schwerer als Luft. 2. Die Luftkräfte und ihre Anwendung. Der Luftwiderstand. Luftkräfte 
am Tragflügel. Der motorlose Flug. Luftschraube und Motor. Der Motorflug. Die Steuer- 
bauteile. Abflug und Landung. Sonderbauarten. 3. Die Bordgeräte. Zweck der Bordgeräte. 
Geräte für Höhenmessung, Fahrtmessung, Neigungsmessung, Richtungsmessung, Geräte zur 
Überwachung des Triebwerkes. Umfang 90 Seiten mit 139 Abbildungen. Preis RM 2.— 
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